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Spätestens seit dem Beginn des Uk-
rainekrieges im Februar 2022 ist die 
Kriegsgefahr wieder ein aktuelles 
Thema in Europa und Deutschland. 
Nicht nur, weil  seitdem ein Krieg 
viel näher an den Grenzen Europas 
tobt  und somit näher als in den Jahr-
zehnten zuvor, sondern auch, weil die 
Herrschenden das Tempo der Aufrüs-
tung und Militarisierung um einiges 
angezogen haben.

Schneller als sie es bisher erwartet 
hatten schlagen Konflikte auf der 
ganzen Welt von der Sphäre der Poli-
tik und der Wirtschaft in offene mi-
litärische Auseinandersetzungen um: 
In der Ukraine, in Palästina, im Liba-
non, im Iran und in Syrien werden 
die Widersprüche bereits mit militä-

rischen Mitteln ausgetragen. In dut-
zenden weiteren Ecken und Enden 
der Welt schwelt es.

Und in Deutschland stehen die Chefs 
von Rheinmetall, Diehl und Co. zu-
sammen mit den Politiker:innen vor 
der Herausforderung, mit diesen Ent-
wicklungen mitzuhalten. Vorbei sind 
die Zeiten, in denen man als Anhäng-
sel der Weltmächte bei der Neuauftei-
lung der Absatzmärkte, Einflusssphä-
ren und Ressourcen nur die zweite 
Geige spielt. 

Führungsmacht  
Deutschland?

„Deutschland führt und Deutschland 
liefert“, so NATO-Generalsekretär 

Mark Rutte nach einem Treffen des 
Bundeskabinetts im Verteidigungs-
ministerium im Juli in Berlin. Auch 
auf dem NATO-Gipfel in Ankara An-
fang Juli bekräftigte Deutschland sein 
Ziel, zur europäischen Führungs-
macht der NATO zu werden.

Diesem Ziel trägt die deutsche Politik 
auch Rechnung. Hunderte Milliarden 
fließen über die Sondervermögen in 
die Bundeswehr und Rüstungsunter-
nehmen wie Rheinmetall. Indust-
riestandorte stellen auf militärische 
Produktion um, die Bundeswehr ver-
stärkt ihre Präsenz an der NATO-Ost-
flanke und bei verschiedenen Militär-
manövern übt man sich auf den Krieg 
ein.

> Weiter auf Seite 2

Der deutsche Staat rüstet auf, die Bundeswehr übt für den Ernstfall und die Rüstungs-
industrie baut ihre Kapazitäten aus. Im September wird dieser Kurs vielerorts sichtbar 
– und auch der Widerstand dagegen. Von Köln über Essen bis Hamburg stehen Pro-
teste und Aktionen gegen die Kriegspolitik auf dem Programm. - Ein Kommentar von 
Alex Lehmann

Das Recht auf Abtreibung und kör-
perliche Selbstbestimmung wird 
in Deutschland immer wieder ein-
geschränkt. Zusätzlich werden er-
kämpfte Rechte immer wieder in 
Frage gestellt und gefährdet. Frau-
en formieren dagegen Widerstand. 
> Seite 6

Kampf für körperliche 
Selbstbestimmng!

Staaten nutzen sexualisierte Gewalt 
als Waffe. Nicht nur im Krieg ge-
gen äußere Feinde, sondern ebenso 
gegen revolutionäre Bewegungen 
im Inneren. Ihr Ziel ist, den Willen 
der Betroffenen zu brechen. Unse-
re Antwort darauf muss offensiver 
Widerstand sein. > Seite 3 

Sexualisierte Gewalt als 
Kriegswaffe

Viele blicken den Landtagswahlen 
mit Angst entgegen. Doch durch 
Furcht werden sich die Faschist:in-
nen nicht aufhalten lassen. Auch ge-
gen einen möglichen faschistischen 
Ministerpräsidenten lässt sich Wi-
derstand organisieren. > Seite 7

Landtagswahlen: Keine 
Angst vor den Faschisten!

Vor 25 Jahren entführten al-Qaida-
Attentäter in den USA vier Passa-
gierflugzeuge und flogen zwei von 
ihnen ins New Yorker World Trade 
Center. Die US-Regierung nahm 
den Anschlag zum Anlass für die 
Kriege in Afghanistan und im Irak. 
> Seite 8

„War on Terror“ und die 
Folgen für Westasien

Auf welcher Seite steht der DGB?
Die Bundesregierung treibt dieses 
Jahr vehement eine ganze Reihe von 
Kürzungen voran, die die Lebensbe-
dingungen unserer Klasse nachhaltig 
verschlechtern. Hinter den einzel-
nen Reformen steht ein gemeinsamer 
Kurs: Die Ausgaben für Soziales und 
Gesundheit werden zurückgefahren, 
die Kosten für notwendige Leistun-

gen immer mehr auf uns Arbeiter:in-
nen abgewälzt und unsere Ausbeu-
tung verschärft. Gleichzeitig fließen 
immer größere Summen in die Auf-
rüstung, um die Profitinteressen der 
kapitalistischen Konzerne im inter-
nationalen Konkurrenzrennen auch 
militärisch absichern zu können.  
Der DGB ruft endlich zu größeren 

Aktionen gegen den massiven Sozial-
abbau auf. Doch das heißt nicht, dass 
sich unsere Klasse nun an die DGB-
Führung anhängen und ihr den Kampf 
für unsere Interessen überlassen darf. 
Denn es gilt: Für gerechte Verhält-
nisse können wir nur selbst kämpfen. 
 
> Seiten 4-5

Nein zum Krieg! 
Im September gegen Aufrüstung  
und Militarisierung auf die Straße!
Bild: „10.11.2025 – Öffentliches Gelöbnis in Saarbrücken“ von Kai Schwerdt, https://www.flickr.com/photos/kaischwerdt/54918807312/ CC BY 4.0, https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/
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Dazu kommt die Vorbereitung der 
eigenen Bevölkerung auf den Krieg. 
Durch Literatur, Kolumnen, Talk-
shows und die Rhetorik der Politik 
wird die nötige Stimmung kreiert. 
Über die Wehrpflicht soll die Jugend 
ganz praktisch auf ihren Einsatz an 
der Front vorbereitet werden. Mit 
der Ausweitung der Rechte von Ge-
heimdiensten und Polizei wird die 
Bekämpfung des Widerstands gegen 
den Krieg im Landesinneren vorbe-
reitet.

Denn Widerstand,  regt sich bereits 
heute. Diesen September bieten sich 
allen Antimilitarist:innen, Friedens-
begeisterten und sonstigen Kriegs-
gegner:innen zahlreiche Anlässe, 
aktiv zu werden und ihren Protest 
auf die Straße zu tragen: vom Anti-
kriegstag über das Rheinmetall-Ent-
waffnen-Camp und den Schulstreik 
gegen die Wehrpflicht bis hin zum 
Protest gegen das NATO-Manöver in 
Hamburg und die NATO-Konferenz 
in Essen.

Rheinmetall Entwaffnen

Neben dem traditionellen Antikriegs-
tag, der in zahlreichen deutschen 
Städten jedes Jahr am 1. September 
mit Demonstrationen und Kundge-
bungen begangen wird, findet in der 
ersten Septemberwoche auch wieder 
das Rheinmetall-Entwaffnen-Camp 
in Köln statt.

Eine Woche lang werden Kriegs-
gegner:innen aller Couleur aus ganz 
Deutschland in Köln zusammenkom-
men, um sich kennenzulernen, zu 
bilden und vor allem der Aufrüstung 
und Rüstungsindustrie ganz prak-
tisch etwas entgegenzusetzen.

Wie das konkret aussehen kann, lässt 
sich an den Aktionen rund um die 
Camps in den letzten Jahren sehen: 
Von Kundgebungen und Flyerak-
tionen, Die-Ins, der Entlarvung von 
Kriegstreiber:innen bis zu konfronta-
tiven Aktionen, wie zum Beispiel die 
Blockade von Werkstoren, gibt es für 
alle die Möglichkeit, sich zu beteili-
gen. Auch eine Großdemonstration 
am Samstag wird es dieses Jahr wie-
der geben.

Im vergangenen Jahr gab es schon 
die ganze Woche über immer wieder 
Anzeigen und Polizeigewalt für die 
antimilitaristischen Aktionen rund 
um das Camp.  Bereits im Vorhinein 
wollte die Kölner Polizei das Camp 
am liebsten ganz verbieten. Es gelang 
ihr aber weder, das Verbot durchzu-
setzen, noch, die Aktionen und die 
Ausstrahlungskraft des Camps für 
Aktivist:innen aus ganz Deutschland 
einzudämmen.

Die Großdemonstration am Samstag 
nahmen sie dafür umso mehr ins Vi-
sier. Teilnehmer:innen, Videos und 
Zeug:innen berichten von massiver 

Polizeigewalt, dem Verweigern von 
Essen und Trinken sowie der nicht 
vorhandenen Bereitstellung von sa-
nitären Anlagen. Die Polizei prügel-
te brutal auf Teilnehmer:innen ein 
und hielt sie bis zu zwölf Stunden in 
einem Polizeikessel gefangen. Auch 
von geschlechtsspezifischer Repres-
sion gegen Frauen sowie nicht-binäre 
und trans Personen wurde im Nach-
gang von Aktivist:innen berichtet.

Das Vorgehen der Polizei war zum 
einen Ausdruck des Frustes vieler Be-
amter über das gelungene Aktions-
camp. Andererseits zeigte es aber vor 
allem auch, dass das Camp sein Ziel 
erreicht und die Aufrüstungs- und 
Militarisierungsbestrebungen der 
Herrschenden gestört hatte. Ein wei-
terer Grund mehr also, den Wider-
stand in diesem Jahr noch kraftvoller 
auf die Straßen Kölns zu tragen.

Rüstungslobby in Essen

Nicht nur im Rheinland, auch im 
Ruhrgebiet und in Norddeutschland 
kann man sich dem Kriegskurs der 
Bundesrepublik in den Weg stellen. 
Denn in Essen und Hamburg will 
man seine angestrebte Rolle als Füh-
rungsmacht auch ausfüllen.

Vom 22. bis zum 24. September soll 
auf der Joint Air and Space Power 
Conference (JAPCC) in Essen der 
Blick der Kriegstreiber:innen über 
den Tellerrand hinausgehen: „Die 
Konferenz fordert das Bündnis auf, 
über die unmittelbare Ostflanke hin-
auszublicken“. Schließlich müsse sich 
die NATO nicht nur im Osten vertei-
digen, sondern einen 360-Grad-An-
satz verfolgen.

Dafür also sind Aktionär:innen von 
Rüstungsunternehmen, Militärs, 

technische Expert:innen und Politi-
ker:innen nach Essen eingeladen. Zu 
den Sponsoren der Konferenz zählen 
unter anderem Airbus, Diehl Defen-
ce, Lockheed Martin, Rheinmetall 
und weitere Größen der Rüstungs-
industrie.

Zeitgleich zur Konferenz soll in den-
selben Messehallen zum ersten Mal 
die Euro Defense Expo (EUDEX) 
stattfinden. Auf der EUDEX werden 
Unternehmen aus dem militärischen, 
aber auch aus dem zivilen Bereich 
ihre neuesten technischen Innova-
tionen, besonders auf dem Gebiet der 
KI und unbemannter militärischer 
Systeme, vorstellen. Die perfekte Ge-
legenheit also, den Krieg nicht nur 
zu planen, sondern auch direkt dafür 
einzukaufen.

Hamburg wird zum  
Kriegsspielplatz

In Hamburg wird vom 24. bis zum 
27. September das NATO-Manöver 
Red Storm Charlie stattfinden, das an 
die 2024 und 2025 vorausgegangenen 
Manöver Red Storm Alpha und Red 
Storm Bravo anknüpft. Geübt wer-
den soll die Verlegung von Truppen 
und Material an die Ostflanke der 
NATO, wobei der Hamburger Hafen 
als Drehscheibe fungieren soll.

In dem fiktiven Szenario der Bun-
deswehr ist der Krieg noch nicht an 
der Ostflanke ausgebrochen, aber 
die „vorsorgliche Verlegung militäri-
scher Kräfte […] zur Abschreckung“ 
ist nötig. Einen besonderen Schwer-
punkt will man dabei auf die Zusam-
menarbeit militärischer und ziviler 
Kräfte und Institutionen legen.

Beteiligt daran sind insgesamt 31 
Institutionen, Organisationen und 

Antimilitarismus2

Unternehmen, darunter Airbus, die 
Bundespolizei, das Deutsche Rote 
Kreuz, EDEKA, die Handwerkskam-
mer und das Technische Hilfswerk. 
Damit dehnt sich in diesem Jahr nicht 
nur der Umfang des Manövers insge-
samt, sondern auch die Verstrickung 
von Bundeswehr, gesellschaftlichen 
Akteuren und Wirtschaft weiter aus.

Aber auch der Widerstand nimmt an 
Fahrt auf. Das Bündnis Rheinmetall-
Entwaffnen ruft zu Aktionstagen auf, 
und zahlreiche Friedensinitiativen, 
Gewerkschaften und klassenkämpfe-
rische Organisationen rufen zu Pro-
testen auf.

Wie wollen wir  
zusammenleben?

Im September ist also einiges los. In 
ganz Deutschland werden Zehntau-
sende zu unterschiedlichen Anlässen 
gegen die Kriegspläne des deutschen 
Imperialismus auf die Straße gehen 
und nicht nur protestieren, sondern 
von verschiedenen Seiten her Wi-
derstand leisten. Auch Schüler:innen 
werden am 25. September zum vier-
ten Schulstreik bundesweit gegen die 
Wehrpflicht protestieren.

Der gemeinsame Nenner ist das Inte-
resse daran, dass sich nicht Millionen 
von Menschen gegenseitig ermorden, 
damit am Ende vom Lied die einen 
oder die anderen Reichen noch rei-
cher werden. Das Interesse daran, 
dass Rüstungsunternehmen nicht 
Milliarden an einem Genozid ver-
dienen und Jugendliche nicht darauf 
vorbereitet werden, für Merz an die 
Front zu ziehen.

Das Geld aus den Sondervermögen 
und den Erhöhungen des Rüstungs-
etats, das zu Rheinmetall und Co. 
fließt, fehlt an allen Ecken und Enden: 
im Bildungs- und Gesundheitswesen, 
in der öffentlichen Infrastruktur, bei 
der Versorgung von Bedürftigen oder 
beim Schutz von Frauen vor patriar-
chaler Gewalt.

Letztlich lässt sich anhand der Frie-
densfrage noch eine andere Frage 
stellen – in was für einer Gesellschaft 
wollen wir leben? Heute sind es die 
Rüstungsbonzen und die Regierung, 
die einander das Geld zuschanzen 
und sich am Krieg eine goldene Nase 
verdienen. Morgen sind es vielleicht 
schon die Militärs, die uns in ihrem 
Namen in den Tod schicken.

Im September wird dieser Wider-
spruch – zwischen den Kriegstrei-
ber:innen und denen, die gegen den 
Krieg sind – auf den Straßen sichtbar 
werden. In Köln, Essen und Ham-
burg, aber auch in zahlreichen ande-
ren Städten, werden Menschen gegen 
Aufrüstung und Militarisierung pro-
testieren.Foto: OTIS Bonn, https://www.instagram.com/p/DGLqinzoLfX/



Im Krieg wird auf die Spitze getrie-
ben, was vorher schon in der Gesell-
schaft existiert und vorherrscht. So 
verhält es sich auch mit patriarchaler 
und insbesondere sexualisierter Ge-
walt. Sie umfasst Vergewaltigung, se-
xuelle Sklaverei, Zwangsprostitution, 
Zwangsheirat und weitere schwere 
Übergriffe. Zur Kriegswaffe wird sie, 
indem sie strategisch zur Unterdrü-
ckung und Angst in der feindlichen 
Armee und Bevölkerung eingesetzt 
wird. 

Sie soll Gemeinschaften zerstören, da 
sie nicht nur die Betroffenen indivi-
duell schädigt, sondern sie auch ge-
sellschaftlich isolieren soll. Die Wir-
kungen sexualisierter Gewalt sind 
dabei über Generationen hinweg 
spürbar. 

Gewalt gegen Palästinen-
ser:innen und Kurd:innen

Aufgrund der zerstörerischen Folgen 
sexualisierter Gewalt auch auf die Fa-
milien und Gemeinschaften der Be-
troffenen ist sie auch ein besonders 
häufig genutztes Mittel von Staaten, 
die Krieg gegen unterdrückte Natio-
nen führen. Denn ihr Ziel ist unter 
anderem die Zerstörung der natio-
nalen Zusammenhänge, die in ihren 
Mitteln bis zum Völkermord gehen 
kann. 

So nutzt zum Beispiel Israel sexuali-
sierte Gewalt gegen Palästinenser:in-
nen laut einer Studie seit 1948, wobei 
die Gewalt seit 1967 sich insbeson-
dere gegen Gefangene verstärkt hat. 
Seit Oktober 2023 spricht die Studie 
von systematischer sexualisierter 
Folter in israelischen Gefängnissen 
gegen palästinensische Gefangene. 
Eine Besonderheit dabei ist, dass auch 
zahlreiche palästinensische Männer 
davon betroffen sind, und israeli-
sche Soldat:innen aller Geschlechter 
die Gewalt ausüben. Zudem soll die 
israelische Armee Hunde zur Verge-
waltigung Gefangener trainieren und 
nutzen.

In der Türkei und Kurdistan wird se-
xualisierte Gewalt besonders gegen 
revolutionäre und kurdische Frauen 

eingesetzt. So wurde zum Beispiel 
nach Festnahmen von Aktivistinnen, 
die gegen den NATO-Gipfel in An-
kara protestieren, von sexualisierter 
Gewalt und Vergewaltigung berich-
tet. In den von der Türkei besetzten 
Teilen Kurdistans handelt es sich bei 
vielen der Beschuldigten ebenfalls 
um Männer, die Teil staatlicher Ins-
titutionen sind, um Polizisten oder 
Soldaten. Gleichzeitig enden zahl-
reiche Verfahren für Täter mit Frei-
sprüchen, Verfahrenseinstellungen 
oder folgenlosen Urteilen. Auch hier 
ist die Gewalt Teil der Kriegspolitik 
gegen die Kurd:innen. 

Repression soll  
Solidarität brechen

Die staatliche Gewalt und ge-
schlechtsspezifische Repression 
macht dabei auch nicht vor denjeni-
gen halt, die sich mit den Kämpfen 
der Unterdrückten solidarisieren. 

Allein in den vergangenen Monaten 
machten zwei Frauen aus Deutsch-
land ihre Erfahrungen mit Vergewal-
tigung in israelischer und türkischer 
Gefangenschaft öffentlich:

Anna Liedtke erklärte im vergange-
nen Jahr auf einer internationalen 
Konferenz in Solidarität mit politi-
schen Gefangenen, dass sie in Haft 
in Israel von israelischen Soldatin-
nen vergewaltigt worden war, als sie 
sich gegen Nacktuntersuchungen zur 
Wehr setzte. Unter dem Vorwurf der 

„illegalen Einreise nach Israel“ wur-
den sie gefangen genommen, und 
vom Ketziot Gefängnis ins Givon Ab-
schiebegefängnis gebracht. Sie war 
zuvor an Bord der Flotilla gewesen, 
die versucht hatte, Lebensmittel und 
weitere Hilfslieferungen nach Gaza 
zu bringen. 

Paula Maier berichtete im August 
davon, dass sie in Abschiebehaft in 
der Türkei von einem Sicherheits-
beamten vergewaltigt wurde. Sie war 
im Januar Teil einer Delegation nach 
Nordkurdistan gewesen, um von vor 
Ort zu berichten und Solidarität für 
Rojava zu zeigen, welches zu dieser 
Zeit sowohl von syrischen Kräften als 
auch der Türkei angegriffen wurde.

Beide ordneten die Gewalt, die sie er-
leben mussten, als politischen Angriff 
nicht nur auf sie, sondern auf kämp-
fende Frauen weltweit ein. Sexuali-
sierte Gewalt in Gefängnissen wird 
vielen politischen Gefangenen auf 
der ganzen Welt angetan. Damit sol-
len Frauen wie sie so eingeschüchtert 
werden, dass sie aufgeben und ihr 
Wille gebrochen wird. Zudem soll die 
Solidarität mit den nationalen Befrei-
ungskämpfen eingeschränkt werden. 
Aber dieses Ziel konnte weder der is-
raelische noch der türkische Staat er-
reichen. Anstatt aufzugeben, gingen 
Anna und Paula an die Öffentlichkeit 
und machten die Verantwortlichen 
für die Gewalt deutlich. In Solidari-
tät mit ihnen, und den Befreiungs-
kämpfen der Palästinenser:innen 

und Kurd:innen, die sie unterstützt 
hatten, folgten Aktionen in mehrere 
Städten Europas.

Internationaler Widerstand 
gegen sexualisierte Gewalt

Dabei sind es auch nicht nur Staaten 
wie die Türkei oder Israel, die se-
xualisierte Gewalt als Waffe nutzen. 
Auch in Deutschland üben sie unter 
anderem Soldaten oder Polizisten 
aus, um Widerstand zu brechen oder 
weil sie denken, dass sie aufgrund ih-
rer Machtposition ohne Strafe davon 
kommen. Ebenso wird bei politischen 
Demonstrationen sexualisierte Ge-
walt gegen Teilnehmer:innen ange-
wendet, um sie von ihrer politischen 
Aktivität abzuhalten. 

Das Ziel sexualisierter Gewalt ist es, 
dass Betroffene sich schämen, isolie-
ren, mit ihren Erfahrungen alleine 
bleiben. Dem muss Widerstand ent-
gegen wirken. Offenheit, Gemein-
schaft und Solidarität sind dafür not-
wendige Mittel. Gerade auch für die 
zahlreichen Frauen, die nicht mit 
ihren Erfahrungen an die Öffentlich-
keit gehen können, oder die diese Er-
fahrungen auch nicht überlebt haben. 
Ihre Geschichten dürfen nicht da-
durch in Vergessenheit geraten, son-
dern müssen genauso Antrieb sein, 
gegen diese Gewalt anzukämpfen. 

Wie dieser Kampf erfolgreich sein 
kann, zeigen zum Beispiel Erfahrun-
gen revolutionärer Frauen in der Tür-
kei, die mit der Veröffentlichung von 
zahlreichen Vergewaltigungsfällen in 
Haft in den 2000ern diese Methode 
zurückdrängen konnten. Oder die Er-
rungenschaften der Frauen in Rojava, 
die mit eigenen Gerichten und Ver-
teidigungseinheiten ihr Schicksal in 
die eigene Hand nehmen. 

Ob in der Türkei und Kurdistan, Is-
rael und Palästina oder Deutschland: 
Der Widerstand gegen sexualisierte 
Gewalt als Waffe muss vereint von al-
len geführt werden, die sich für eine 
bessere Welt einsetzen.  

Staaten nutzen sexualisierte Gewalt als Waffe. Nicht nur im Krieg gegen äußere Feinde, sondern ebenso gegen re-
volutionäre Bewegungen im Inneren. Ihr Ziel ist insbesondere, den Willen der Betroffenen zu brechen. Unsere Ant-
wort darauf muss offensiver Widerstand sein, kommentiert Ivan Barker. 
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Sexualisierte Gewalt  
als Kriegswaffe
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Die Bundesregierung treibt dieses 
Jahr vehement eine ganze Reihe von 
Kürzungen voran, die die Lebensbe-
dingungen unserer Klasse nachhaltig 
verschlechtern. Hinter den einzel-
nen Reformen steht ein gemeinsamer 
Kurs: Die Ausgaben für Soziales und 
Gesundheit werden zurückgefahren, 
die Kosten für notwendige Leistun-
gen immer mehr auf uns Arbeiter:in-
nen abgewälzt und unsere Ausbeu-
tung verschärft. Gleichzeitig fließen 
immer größere Summen in die Auf-
rüstung, um die Profitinteressen der 
kapitalistischen Konzerne im inter-
nationalen Konkurrenzrennen auch 
militärisch absichern zu können.

Ein erster großer Angriff auf unsere 
Klasse war in diesem Zuge die so-
genannte Gesundheitsreform. Mit 
einem Sparpaket für die gesetzliche 
Krankenversicherung sollen damit 
die Ausgaben auf Kosten der Versi-
cherten und Beschäftigten begrenzt 
werden. Für unsere Klasse bedeutet 
das wachsenden finanziellen Druck 
und schlechtere Bedingungen in ei-
nem ohnehin überlasteten Gesund-
heitssystem. Gerade Menschen mit 
niedrigen Einkommen können zu-
sätzliche Belastungen bei Krankheit 
kaum auffangen.

Als nächstes stehen nun die Renten 
auf der Tagesordnung. Die Bundes-
regierung plant eine Reform, mit der 
unter anderem das Renteneintritts-
alter weiter angehoben und die pri-
vate Vorsorge gestärkt werden soll. 
Das bedeutet für viele Beschäftigte: 
länger arbeiten und mehr „Eigenver-
antwortung“ für die Absicherung im 
Alter.

Parallel wird die Arbeitszeit angegrif-
fen. Der bisherige Acht-Stunden-Tag 
soll aufgeweicht und eine flexiblere, 
längere Arbeitszeit ermöglicht wer-
den. Damit wird eine Errungenschaft 
untergraben, die die tägliche Arbeits-
zeit für zahlreiche Arbeiter:innen 
über ein Jahrhundert lang begrenzt 
hat.

Und auch für die kommenden Mo-
nate sind weitere Kürzungen ange-
kündigt. Beim Wohngeld soll gespart 
werden, beim Elterngeld und beim 
Unterhaltsvorschuss sind Einschnit-
te geplant. Gleichzeitig soll der Ver-
teidigungshaushalt massiv wachsen. 
Die Bundesregierung macht damit 
deutlich, wo sie die Prioritäten setzt: 
Während für Aufrüstung immer 

mehr Geld bereitsteht, sollen wir für 
die Kosten dieser Politik mit stetig 
sinkendem Lebensstandard und im-
mer mehr unserer Arbeitskraft be-
zahlen. Das ist nichts anderes als eine 
Zuspitzung des Klassenkampfs – von 
der Seite des Kapitals gegen unsere 
Seite, die Seite der Arbeiter:innen.

Erste zaghafte Proteste

Und immer mehr Menschen wird klar, 
auf welcher Seite sie stehen – näm-
lich auf der Seite derer, die nicht von 
den Kürzungen profitieren werden. 
Um den wachsenden Unmut über 
die Kürzungen zu bündeln, kündigte 
Die Linke im Juni eine größere Pro-
testwelle an, die sich am historischen 
Vorbild der Montagsdemonstratio-
nen gegen die Einführung von Hartz 
IV orientieren sollte. Die tatsächliche 
Entwicklung blieb jedoch weit hin-
ter dieser Ankündigung zurück. Die 
große Welle von Massenprotesten 
blieb aus. Trotzdem hat sich in den 
vergangenen Monaten immer wieder 
gezeigt: Die Wut über den Sozialab-
bau ist da. Gegen einzelne Kürzun-
gen kam es zu spontanen Protesten, 
in mehreren Städten bildeten sich 
Bündnisse und Anfang Juni gingen 
immerhin einige tausend Menschen 
gegen die Angriffe der Bundesregie-
rung auf die Straße.

Dabei zeigte sich schnell, dass die 
Menschen, die gegen den Sozialab-
bau auf die Straße gehen, aus unter-
schiedlichen politischen Richtungen 
kommen. Manche wollen vor allem 
konkrete Kürzungen verhindern oder 
bestehende Sozialleistungen vertei-
digen. Andere stellen deutlicher den 
Zusammenhang zwischen Sozialab-
bau, längeren Arbeitszeiten und der 
Aufrüstung her. Gemeinsam ist ihnen 
vor allem die Ablehnung der Angrif-
fe der Regierung und der Wille, diese 
nicht einfach hinzunehmen.

Schon Ende 2025 zeigte sich, dass 
sich der Widerstand gegen Kürzun-
gen nicht auf Großdemonstrationen 
beschränken muss. In Halle und Ber-
lin kam es zu kleineren Protesten, in 
Berlin beteiligten sich Arbeiter:innen 
im Zuge der TV-L-Verhandlungen so-
gar an einem wilden Streik gegen den 
Sozialabbau. Solche Auseinanderset-
zungen entstehen direkt aus dem All-
tag unserer Klasse: am Arbeitsplatz, 
in der eigenen Stadt und dort, wo die 
Folgen der Kürzungen unmittelbar zu 

spüren sind.

Von einer großen gemeinsamen Be-
wegung gegen den Sozialabbau sind 
wir trotzdem noch weit entfernt. Zu 
oft bleiben die Proteste auf einzelne 
Städte, Themen oder Organisationen 
beschränkt. Die Wut ist da, aber sie 
führt noch längst nicht überall zu 
gemeinsamem Handeln. Genau hier 
liegt die offene Frage: Wie können 
aus den vielen einzelnen Auseinan-
dersetzungen gemeinsame Kämpfe 
entstehen, die den Sozialabbau tat-
sächlich unter Druck setzen?

DGB gibt sich  
kämpferisch...

Der bundesweite Aktionstag des 
DGB, angekündigt für den 26. Sep-
tember 2026, scheint da gerade recht 
zu kommen. Unter dem Motto „Hart 
verdient! Deine Arbeit. Deine Ge-
sundheit. Deine Rente.“ sind Kund-
gebungen in 15 Großstädten geplant. 
Der Gewerkschaftsbund stellt sich 
gegen Kürzungen bei Rente, Ge-
sundheit und Pflege und gegen Ver-
schlechterungen bei den Arbeitsbe-
dingungen.

Der Aufruf benennt damit durchaus 
konkret die Angriffe der Bundesre-
gierung. Doch geht es letztlich nicht 
bloß darum, welche Formulierungen 
im Aufruf stehen. Entscheidend ist, 
was die Führung des DGB tatsächlich 
tut und auf wessen Seite sie steht. 
Denn während sie sich gegen So-
zialabbau und die Aufweichung des 
Acht-Stunden-Tags ausspricht, pflegt 
sie gleichzeitig enge Beziehungen zu 
den politischen Verantwortlichen für 
genau diese Politik. Auf dem DGB-
Bundeskongress im Mai trat bei-
spielsweise Bundeskanzler Friedrich 
Merz auf Einladung der DGB-Spitze 

auf. Auch der Berliner CDU-Bürger-
meister Kai Wegner wurde eingela-
den, obwohl unter seiner Regierung 
in Berlin massiv im Gesundheits-
wesen und an Hochschulen gekürzt 
wurde.

Das passt zum grundsätzlichen Kurs 
der DGB-Führung. Sie setzt auf Zu-
sammenarbeit mit Regierung und 
Unternehmen und versucht, Konflik-
te innerhalb der bestehenden Sozial-
partnerschaft zu lösen. Das zeigt sich 
auch bei Tarifauseinandersetzungen: 
Trotz hoher Streikbereitschaft wer-

Klassenkampf

Der DGB ruft endlich zu größeren Aktionen gegen den massiven Sozialabbau auf. Doch das heißt nicht, dass sich unsere Klasse nun an die DGB-Führung anhängen und ihr den Kampf 
für unsere Interessen überlassen darf. Denn es gilt: Für gerechte Verhältnisse können wir nur selbst kämpfen. - Ein Kommentar von Mohannad Lamees

Sozialabbau und Aufrüstung: Auf welcher Seite steht der DGB?

Foto: Bundesregierung/Steffen Kugler 
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den häufig lediglich begrenzte Warn-
streiks organisiert und anschließend 
Vereinbarungen abgeschlossen, die 
für Beschäftigte Reallohnverluste be-
deuten. Die Führung setzt dabei im-
mer wieder auf Verhandlungen und 
gemeinsame Runden mit der Politik 
und sogenannten Arbeitgeberverbän-
den, statt die vorhandene Kampfkraft 
für längere und wirksamere Arbeits-
kämpfe einzusetzen.

Noch deutlicher wird der Wider-
spruch bei der Aufrüstung. Während 
die Regierung Milliarden in die Bun-
deswehr steckt und damit gleichzei-

tig Sozialkürzungen rechtfertigt, hält 
sich die DGB-Spitze mit einer grund-
sätzlichen Kritik an diesen Plänen 
zurück. Auf dem Bundeskongress 
sprach die DGB-Vorsitzende Yasmin 
Fahimi gegen Sozialkürzungen und 
die Aufweichung des Acht-Stunden-
Tags, die massive Aufrüstung und 
die deutschen Kriegsvorbereitungen 
spielten in ihrer Rede dagegen keine 
Rolle.

Damit zeigt sich auch, wo die Gren-
zen des DGB-Aktionstags und des 
gesamten DGB liegen. Der Gewerk-

schaftsbund kann zwar Millionen 
Arbeiter:innen erreichen und wo-
möglich viele Menschen gegen die 
Kürzungen auf die Straße bringen. 
Die Führung des Gewerkschaftsbun-
des wird jedoch stets verhindern, 
dass sich aus dieser Mobilisierung 
ein offener Kampf gegen die Interes-
sen von Regierung und Unternehmen 
entwickelt. Dafür spricht ihre bishe-
rige Politik weit stärker als einzelne 
kämpferische Sätze in einem Aufruf.

Der Aktionstag kann viele Menschen 
zusammenbringen. Die bisherigen 
Handlungen der DGB-Führung zei-
gen aber, dass von ihr selbst kein 
Bruch mit der Sozialpartnerschaft zu 
erwarten ist. Wer den Sozialabbau 
wirklich zurückdrängen will, muss 
deshalb über die Grenzen des DGB-
Apparats hinaus denken und den 
Widerstand dort stärken, wo Arbei-
ter:innen selbst das Heft in die Hand 
nehmen können.

...doch den Kampf müssen 
wir selbst führen

Der DGB-Aktionstag kann also trotz-
dem ein wichtiger gemeinsamer Pro-
test gegen den Sozialabbau werden 
– vor allem wenn wir nicht einfach 
den DGB-Funktionär:innen, die über-
all auftreten werden, an den Lippen 
hängen, sondern das Geschehen 
selbst bestimmen! Arbeiter:innen aus 
verschiedenen Branchen und Städten 
kommen zusammen und werden zei-
gen können, dass die Angriffe der Re-
gierung auf Widerstand stoßen. 

Doch am nächsten Tag läuft die Ar-
beit weiter und die Kürzungen sind 
nicht vom Tisch. Deshalb darf der 26. 
September nicht der Schlusspunkt 
bleiben. Über den Aktionstag hin-
aus braucht es weitere Aktionen, die 
von uns Arbeiter:innen selbst orga-
nisiert werden. Das kann im Betrieb 
beginnen: Kolleg:innen können sich 
unabhängig von der offiziellen Ge-
werkschaftsstruktur regelmäßig tref-
fen, gemeinsame Aktionen planen 
und Kontakt zu Beschäftigten ande-
rer Betriebe aufnehmen. Aus solchen 
Treffen können Zusammenschlüsse 
entstehen, die Kämpfe aus verschie-
denen Bereichen zusammenbringen 
– etwa Beschäftigte aus Kranken-
häusern, Industrie und öffentlichem 
Dienst mit Rentner:innen, Erwerbslo-
sen oder von Kürzungen betroffenen 
Familien. Genau so wie die Kürzun-

gen unsere ganze Klasse betreffen, so 
ist es auch unsere ganze Klasse, die 
in den Protesten zusammenkommen 
sollte.

So kann aus einzelnen Auseinander-
setzungen ein gemeinsamer Kampf 
entstehen. Ein Streik gegen längere 
Arbeitszeiten steht dann nicht mehr 
für sich allein, sondern wird mit dem 
Widerstand gegen Rentenkürzungen 
oder den Abbau im Gesundheits-
wesen verbunden. Entscheidend ist 
dabei, dass die Arbeiter:innen selbst 
darüber entscheiden, welche Forde-
rungen sie aufstellen und welche Ak-

tionen sie dafür durchführen.

Am 26. September sollten wir deshalb 
auf die Straße gehen – und danach 
weitermachen. Wir sollten unsere 
Kolleg:innen ansprechen, uns in den 
Betrieben, in unseren Stadtteilen und 
Schulen zusammenschließen und 
unsere gemeinsamen Interessen im 
Kampf gegen den Sozialabbau in den 
Mittelpunkt stellen. Die Regierung 
hat ihre Pläne längst auf den Tisch 
gelegt. Jetzt kommt es darauf an, dass 
wir ihnen unseren eigenen Wider-
stand entgegensetzen. 

In der Metall- und Elektroindustrie 
steht ab Oktober die nächste Ta-
rifrunde an. Dabei geht es um die 
Arbeitsbedingungen von rund 3,8 
Millionen Arbeiter:innen. Die IG 
Metall will dazu im September die 
eigenen Forderungen beschließen. 
Die wirtschaftliche Lage der Bran-
che ist bereits angespannt: In Teilen 
der Autoindustrie und des Maschi-
nenbaus gibt es Auftragsrückgänge, 
Kurzarbeit und Stellenabbau, im-
mer wieder kündigen Konzerne wie 
VW und Bosch auch größere Werk-
schließungen an.

Für die Beschäftigten geht es dabei 
um mehr als den nächsten Lohn-
abschluss. Die Kapitalseite nutzt 
die Krise, um die Arbeitszeit anzu-
greifen. Der Konzernchef von Stihl 
fordert bereits offen eine Rückkehr 
zu längeren Arbeitszeiten ohne 
Lohnausgleich und bezeichnet die 
35-Stunden-Woche als nicht mehr 
zeitgemäß. Auch bei Mercedes wur-
de die Rückkehr zur 40-Stunden-
Woche bei gleichem Lohn ins Spiel 
gebracht und konnte nur durch wil-
de Streiks der Arbeiter:innen vorerst 
abgewandt werden. Die 35-Stunden-
Woche ist in den tarifgebundenen 
Unternehmen der Metall- und Elek-
troindustrie heute der Standard.

Die kommende Tarifrunde muss 
deshalb mehr sein als eine rein wirt-
schaftliche Auseinandersetzung 

Klassenkampf

Der DGB ruft endlich zu größeren Aktionen gegen den massiven Sozialabbau auf. Doch das heißt nicht, dass sich unsere Klasse nun an die DGB-Führung anhängen und ihr den Kampf 
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über mehr Prozente auf dem Lohn-
zettel. Wenn die Unternehmen die 
35-Stunden-Woche angreifen, wäh-
rend die Bundesregierung gleich-
zeitig Arbeitszeiten verlängern und 
Sozialleistungen kürzen will, treffen 
uns diese Angriffe aus verschiede-
nen Richtungen. Höhere Löhne und 
die Verteidigung der 35-Stunden-
Woche gehören damit auch in den 
gemeinsamen Kampf gegen Sozial-
abbau, gegen die Verschlechterung 
unserer Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen und gegen den massiven 
Aufrüstungskurs Deutschlands.

Genau deshalb darf sich die Tarif-
runde nicht in einigen Warnstreiks 
und anschließenden Verhandlungen 
der IG Metall-Führung erschöpfen. 
Die Gewerkschaft verfügt über Mil-
lionen organisierte Beschäftigte und 
damit über eine Kampfkraft, die weit 
über einen einzelnen Tarifabschluss 
hinausgeht. Wenn die Unternehmen 
die Arbeitszeit verlängern wollen 
und die Bundesregierung gleich-
zeitig unseren Sozialstaat angreift, 
müssen wir diese Kämpfe miteinan-
der verbinden. Warnstreiks können 
dabei ein Mittel sein, Druck aufzu-
bauen. Sie dürfen aber nicht zum 
vorhersehbaren Ritual werden, nach 
dem die Beschäftigten wieder nach 
Hause geschickt und die Ausein-
andersetzungen am Verhandlungs-
tisch entschieden werden.

Metall & Elektro: 
Für den Erhalt der 
35-Stunden-Woche!

Foto: Bundesregierung/Steffen Kugler 
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Das Recht auf Abtreibung gilt in 
Deutschland noch immer nicht. Im 
Jahr 1871 wurde der Paragraph 218 in 
das Strafgesetzbuch eingeführt, der 
den Schwangerschaftsabbruch für 
illegal erklärte. Erst 1995 kam es zu 
einer Reform dieses Paragrafen, die 
den Abbruch weiterhin als rechts-
widrig einstuft, aber straffrei mach-
te. Das jedoch nur unter bestimmten 
Bedingungen: Innerhalb der ersten 
zwölf Wochen, wenn sich die Frau 
zuvor  beraten lässt und der Eingriff 
mit einem Mindestabstand von drei 
Tagen zum Beratungstermin durch-
geführt wird. Ausnahmen gelten bei 
Vergewaltigung oder in besonderen 
medizinischen Notlagen.

Zusätzlich werden erkämpfte Rechte 
auf Selbstbestimmung immer wieder 
gefährdet. Trotz einem Expert:innen-
bericht, der eine Legalisierung von 
Schwangerschaftsabbrüchen emp-
fiehlt und entsprechenden Gesetzes-
entwürfen sind vor allem die CDU 
und CSU gegen eine Legalisierung.  

Marsch gegen körperliche 
Selbstbestimmung

Christliche Fundamentalist:innen mit 
ihren Vereinen und Lobbyverbänden 
setzen sich ebenfalls gegen körperli-
che Selbstbestimmung ein. Bei dem 
„Marsch für das Leben“ handelt es 
sich um jährliche Demonstrationen, 
die unter dem Deckmantel des „Le-
bensschutzes“ durch München, Köln 
und Berlin ziehen. Diese Bewegung 
wird von christlich-fundamentalis-
tischen sowie rechten und konser-
vativen Kräften vorangetrieben: Von 
Beatrix von Storch (AfD), die 2015 
den Aufmarsch anführte, bis hin zu 
Volker Kauder (CDU), der seit 2010 
Grußworte an den Marsch verfasst. 
Aber auch weniger bekannte Kräfte 
spielen eine Rolle: Vor allem christ-
liche Organisationen wie die Pius-
bruderschaft, die durch Antisemitis-
mus, LGBTI+ Feindlichkeit und ein 
rückschrittliches Frauenbild bekannt 
wurde. Oder auch die in Brasilien ge-
gründete TFP (Tradition, Familie, Pri-
vateigentum), die gezielt patriarchale 
und antisozialistische Positionen mit 
einem traditionellen Familienbild 
verbindet und dabei auch in Deutsch-
land aktiv ist.

Einschränkungen der 
Selbstbestimmung im  
patriarchalen System

Dass Parteien wie die AfD und CDU 
Verschärfungen der Gesetzeslage for-
dern und öffentlich gegen das Recht 
auf Selbstbestimmung auftreten,  ist 
wenig überraschend. Die AfD be-
treibt seit jeher eine breit angelegte 
Propaganda für ein rückschrittliches 
Frauenbild, wonach Frauen ihren 
„natürlichen Platz“ einnehmen soll-
ten. Das erklärt auch die AfD in ih-
rem Wahlprogramm von 2024. Somit 
erklärt sich für sie der Fokus auf die 
Erhöhung der Geburtenrate  und die 
Notwendigkeit, die sie darin sehen, 
die Körper von Frauen zu kontrol-
lieren und das Recht auf körperli-
che Selbstbestimmung weiter einzu-
schränken.

Insgesamt lässt sich  eine  Rechts-
entwicklung beobachten: Zum einen 
verschärfen sich die Angriffe auf das 
Selbstbestimmungsrecht auf gesetz-
licher Ebene. Zum anderen ist ein 
Anstieg patriarchaler Gewalt zu be-
obachten.  Auch für Trans und nicht-
binäre Personen wird das Selbstbe-
stimmungsrecht eingeschränkt: Erst 
vor wenigen Monaten wurde in Ba-
den-Württemberg eine Klausel einge-
führt, die dazu führt, dass die Daten 
von Personen die das Selbstbestim-
mungsgesetz (SBGG) in Anspruch 
nehmen, an die Kriminalpolizei wei-
tergeleitet werden. Die Propaganda 
für „traditionelle“ Werte soll Frauen 
und LGBTI+ Personen in das binäre 

Geschlechtersystem drängen und ih-
nen anhand dessen gesellschaftliche 
Rollen zuweisen. 

Sozialabbau trifft  
Frauen besonders

Die aktuellen Kürzungen im ge-
sundheitlichen und sozialen Bereich 
treffen Frauen besonders. Sparmaß-
nahmen in der Schwangerschafts-
vorsorge resultieren in langen War-
tezeiten oder sogar Streichung von 
Leistungen. Sie wirken sich auch in 
gesundheitlichen Aspekten auf das 
Selbstbestimmungsrecht aus. 

Ein exemplarischer Fall ist Bayern: 
Immer mehr Kliniken streichen ihr 
Angebot an Schwangerschaftsabbrü-
chen. Die Zahl der Meldestellen, die 
Schwangerschaftsabbrüche durch-
führen ist in Bayern rückläufig. Gan-
ze Regionen bleiben deswegen unver-
sorgt. In Niederbayern gibt es bei 1,2 
Millionen Einwohner:innen nur drei 
Praxen und keine einzige Klinik, die 
den Eingriff für Schwangerschafts-
abbrüche anbietet. Frauen müssen 
weite Wege und lange Wartezeiten in 
Kauf nehmen. Das sorgt für zusätzli-
che psychische und physische Belas-
tungen.

Bayern fördert  nach eigenen An-
gaben freiwillig  katholischen Bera-
tungsstellen für „Schwangerschafts-
fragen“ mit einem Pauschalbetrag 
von 27.000 Euro pro Stelle. Das führt 
dazu, dass Frauen nicht die ihnen zu-
stehende neutrale Beratung erhalten, 
sondern stattdessen moralisch unter 

Druck gesetzt werden. Ebenso stel-
len diese Beratungsstellen keine Be-
ratungsbescheinigungen aus, welche 
für eine Abtreibung notwendig sind.

Hinzu kommt eine Reihe von Kür-
zungen, die Familien und vor allem 
Alleinerziehende treffen. Bei der ge-
plante Reform des Unterhaltsvor-
schusses wird die Altersgrenze des 
Kindes von dem 18. auf das 16. Le-
bensjahr abgesenkt. Die staatliche Fi-
nanzhilfe für Alleinerziehende, deren 
Kind vom anderen Elternteil keinen 
oder zu wenig Unterhalt bekommt ist 
somit nicht mal mehr bis zur Volljäh-
rigkeit erhalten.

Geplante Kürzungen beim Wohngeld 
und Kinderzuschlag werden dazu 
führen, dass in vielen Haushalten das 
Einkommen noch weniger zum Über-
leben ausreicht.  

Frauen leisten Widerstand!

Insgesamt nehmen in Deutschland 
die Angriffe auf die Arbeiter:innen-
klasse und insbesondere auf Frauen 
und LGBTI+ zu. Die Zunahme patri-
archaler Gewalt und der Sozialabbau, 
der Frauen in ökonomische Abhän-
gigkeiten drängt, zusammen mit den 
erschwerten Bedingungen für den 
Zugang zu Schwangerschaftsabbrü-
chen und den generellen Angriffen 
auf das Recht auf körperliche Selbst-
bestimmung werden immer mehr 
Frauen zwingen, entweder in Armut 
zu leben oder in gewalttätigen und 
gefährlichen Beziehungen zu bleiben. 
In einem Klima des Rechtsrucks, das 
darauf abzielt, Frauen und die vom 
patriarchalen System unterdrückten 
Geschlechter wieder in ihre „natür-
lichen“ Rollen zu drängen, wird diese 
Entwicklung eine besondere Bedro-
hung für die Zukunft aller Frauen 
und LGBTI+ Personen.

Und dennoch formiert sich jedes Jahr 
Widerstand dagegen. Von verschiede-
nen Organisationen werden Blocka-
den in Köln und Berlin  durchgeführt, 
die den Marsch für das Leben nicht 
unbeantwortet hinnehmen. Und auch 
am 29. September, dem Safe Abortion 
Day (Internationalen Tag für sichere 
Schwangerschaftsabbrüche) gehen in 
Deutschland bundesweit Frauen auf 
die Straße, um gegen den Paragra-
phen 218 zu protestieren.

Das Recht auf Abtreibung und körperliche Selbstbestimmung wird in Deutschland immer wieder eingeschränkt. 
Kürzungen im Gesundheitswesen wirken sich besonders auf Frauen aus. Frauen formieren dagegen Widerstand. - 
Ein Kommentar von Martha Rosenblum 

Frauen kämpfen für das Recht auf 
körperliche Selbstbestimmung
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Die AfD lag zuletzt laut Umfragen 
der Tagesschau in Sachsen-Anhalt 
bei knapp über 40 Prozent. Eine AfD-
Regierung scheint damit nicht mehr 
fern, sondern greifbar nah. Viele bli-
cken nun auf das Bundesland: Wird 
Ulrich Sigmund, den der Spiegel als 
„gefährlichsten Mann Deutschlands“ 
bezeichnete und der langjährige Kon-
takte zu Neonazis pflegt, tatsächlich 
Ministerpräsident?

Die AfD spielt mit  
der Angst

Die Angst vor einem solchen Szena-
rio ist natürlich berechtigt. Eine AfD-
Regierung wäre gerade für besonders 
unterdrückte Teile unserer Klasse 
eine reale Bedrohung. Frauen, Mig-
rant:innen, Geflüchtete und LGBTI+ 
müssten ihre Rechte noch entschiede-
ner gegen Angriffe verteidigen. Doch 
Angst und Abwehrkampf allein wer-
den die Verankerung der Faschist:in-
nen nicht verändern. Wer verhindern 
will, dass die AfD in Sachsen-Anhalt 
und ganz Deutschland weiter wächst, 
muss deshalb verstehen, warum sie 
überhaupt so stark werden konnte.

Das Spiel mit der Angst gehört zum 
Erfolgsrezept der Faschist:innen. Die 
AfD greift die Ängste vieler Men-
schen inmitten wirtschaftlicher und 
politischer Krisen auf und bietet 
vermeintlich einfache Lösungen an. 
Sie inszeniert sich als neue Kraft ge-
gen „die da oben“, die sich angeblich 
gegen das politische Establishment 
stellt und im Interesse der gesamten 
deutschen Bevölkerung handelt.

Denn viele unserer Klassenge-
schwister erleben seit Jahren stei-
gende Kosten, niedrige Löhne, 
Sozialabbau und fehlende Perspek-
tiven. Gleichzeitig erklärt die CDU, 
Deutschland müsse wieder mehr 
arbeiten, um wirtschaftlich auf die 
Beine zu kommen. Milliarden wer-
den in die Bundeswehr gesteckt, 
die Aufrüstung vorangetrieben und 
staatliche Befugnisse zur Überwa-
chung ausgeweitet. Die SPD ge-
staltet diese Politik mit, die Grünen 
unterstützen stillschweigend und 
die Linkspartei bietet keine grund-
legende Alternative.

Für viele Arbeiter:innen ist genau 
das die Erfahrung: Von oben wird 
über ihre Lebensbedingungen ent-
schieden, während ihre eigenen In-
teressen kaum zählen. Wenn Löhne 

nicht mit den Preisen steigen, Betrie-
be geschlossen werden und öffentli-
che Infrastruktur verfällt, während 
Milliarden für militärische Zwecke 
bereitgestellt werden, wächst das 
Misstrauen gegenüber einem poli-
tischen System, das ihre Lage nicht 
verbessert. Es ist deshalb nicht ver-
wunderlich, wenn Menschen mit den 
Parteien nichts mehr zu tun haben 
wollen, die sie für ihre Lage mitver-
antwortlich machen.

Genau hier setzt die AfD an. Sie nutzt 
die Wut über soziale Unsicherheit, um 
sich als Gegnerin des Establishments 
darzustellen. Tatsächlich verbessert 
sie die Lebenssituation der Arbei-
ter:innen nicht. Stattdessen spielt sie 
unsere Klasse gegeneinander aus und 
setzt zugleich die Interessen der reak-
tionärsten Teile des Kapitals um.

Dass die AfD dabei mit falschen 
Karten spielt und nicht das tut, was 
sie sagt, zeigt sich am Beispiel der 
geplanten Ansiedlung des israeli-
schen Rüstungskonzerns Elbit Sys-
tems in Sangerhausen. AfD, CDU 
und SPD stimmten gemeinsam für 
Verhandlungen der Stadt mit dem 
Konzern, um den Bau einer Waffen-
fabrik zu ermöglichen. Das zeigt: 

Die AfD inszeniert sich nach außen 
als Friedenspartei und kritisiert etwa 
Waffenlieferungen. Gleichzeitig 
unterstützt sie an anderer Stelle die 
deutsche Aufrüstung. Ihre Rhetorik 
gegen Krieg und Waffenlieferungen 
bedeutet also keine grundsätzliche 
Ablehnung von Militarismus oder 
imperialistischer Politik.

Die Wut ist real

Dass sich viele Arbeiter:innen zur 
AfD hinwenden, bedeutet jedoch 
nicht, dass ihre Abwendung von den 
regierenden Parteien falsch ist. Ihre 
Wut ist real und verschwindet nicht 
durch Wahlempfehlungen. Wer die 
AfD zurückdrängen will, darf des-
halb weder die Ängste der Menschen 
ignorieren noch ihre Wut den Fa-
schist:innen überlassen.

Wir müssen uns genauso entschieden 
wie gegen die AfD also auch gegen 
die Politik stellen, die ihr den Boden 
bereitet: gegen Sozialabbau, Aufrüs-
tung und Angriffe auf unsere Lebens-
bedingungen, gegen kapitalistische 
Ausbeutung und Unterdrückung. 
Eine antifaschistische Antwort heute 
kann nicht darin bestehen, die Men-
schen zurück zu Parteien und in ein 

System zu schicken, von dem sie sich 
aus guten Gründen abwenden. Wer 
ihre Wut ernst nimmt, muss ihnen 
eine eigene politische Perspektive an-
bieten.

Das bedeutet auch, die Arbeiter:in-
nen nicht als verloren zu betrach-
ten, wenn sie AfD wählen. Die AfD 
ist nicht deshalb stark, weil plötzlich 
unsere ganze Klasse faschistisch ge-
worden wäre und wir ganz Sachsen-
Anhalt nun als „faschistisch“ abstem-
peln müssten. Sie ist stark, weil sie 
eine reale Unzufriedenheit aufgreift 
und sie in eine reaktionäre Richtung 
umlenkt. Gerade deshalb müssen wir 
dort ansetzen, wo diese Unzufrie-
denheit entsteht: bei den konkreten 
Kämpfen um Löhne, Arbeitsplätze, 
soziale Absicherung, gute Bildung 
und nachhaltige Gesundheitsvorsor-
ge.

Selbstorganisierung heute 
und Sozialismus morgen

Unsere Antwort beginnt also mit 
der Selbstorganisierung. In Schulen, 
an Universitäten, in Betrieben und 
Stadtteilen können wir schon heute 
gegen die Auswüchse des kapitalisti-
schen Systems kämpfen und gemein-
sam für unsere Interessen eintreten. 
Wir müssen selbst Zusammenschlüs-
se aufbauen, in denen wir uns organi-
sieren, Erfahrungen austauschen und 
gemeinsam handlungsfähig werden.

Der antifaschistische Kampf gehört 
dabei untrennbar zu diesen Kämp-
fen. Wir stellen uns der rassistischen 
Spaltung entgegen und setzen der 
Hetze gegen Migrant:innen und Ge-
flüchtete Solidarität und proletari-
schen Internationalismus entgegen. 
Gleichzeitig kämpfen wir gegen jene 
Verhältnisse, in denen soziale Unge-
rechtigkeit und Perspektivlosigkeit 
immer wieder den Boden für faschis-
tische Kräfte bereiten.

Unser Ziel ist klar: Wir wollen die 
gesellschaftlichen Bedingungen ver-
ändern, die Ausbeutung, Unterdrü-
ckung und faschistische Politik her-
vorbringen. Dafür brauchen wir eine 
eigene Klassenperspektive und lang-
fristig die sozialistische Revolution.

Keine Angst vor den Faschist:innen 
heißt deshalb nicht, die Gefahr zu 
unterschätzen. Es heißt, ihr organi-
siert entgegenzutreten - gemeinsam 
als Klasse!

Viele Menschen blicken den Landtagswahlen, vor allem in Sachsen-Anhalt, mit Angst entgegen. Doch durch Furcht 
werden sich die Faschist:innen nicht aufhalten lassen. Auch gegen einen möglichen faschistischen Ministerpräsi-
denten lässt sich Widerstand organisieren. – Ein Kommentar von Kurt Unrast

Keine Angst vor den Faschisten!

Bild: „Nakba 78 – United Against Tommy Robinson march, central London 16th May 2026“ von Steve Eason  
https://www.flickr.com/photos/127991958@N06/55274339325/, CC BY 4.0, https://creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/
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Der Präsident las gerade aus einem 
Kinderbuch vor, als die Nachricht 
kam: Am Morgen des 11. September 
2001 schlugen zwei Passagierflug-
zeuge in die beiden Türme des World 
Trade Center in New York ein. Die Ge-
bäude stürzten kurz darauf ein. Eine 
halbe Stunde später flog ein weiteres 
Flugzeug in der Nähe der US-Haupt-
stadt Washington D.C. ins Pentagon, 
das Gebäude des Verteidigungsminis-
teriums. Ein viertes Flugzeug stürzte 
im Bundesstaat Pennsylvania ab.

Bei den Terroranschlägen vom 11. 
September kamen 2.977 Menschen 
ums Leben. Als Drahtzieher der An-
schläge identifizierte das FBI das 
selbsternannte jihadistische Netz-
werk al-Qaida, das von dem frühe-
ren saudi-arabischen Unternehmer 
Osama bin Laden gegründet und ge-
führt wurde. Bin Laden entstamm-
te einer der mächtigsten Familien 
Saudi-Arabiens, die dem dortigen 
Königshaus nahestand. Als Organi-
sator des 11. September gilt der Pa-
kistaner Chalid Scheich Mohammed.

Krieg und Überwachung

US-Präsident George W. Bush erklär-
te nach dem Anschlag einen globalen 
„War on Terror“. Bereits am 12. Sep-
tember hatte die NATO erstmals in 
ihrer Geschichte den Bündnisfall aus-
gerufen. Der damalige Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder (SPD) nannte 
die Anschläge eine „Kriegserklärung 
gegen die gesamte zivilisierte Welt“ 
und versicherte den USA die „unein-
geschränkte Solidarität“ der BRD. Am 
7. Oktober 2001 griffen die USA und 

Großbritannien Afghanistan mit der 
Begründung an, dass die dortige Tali-
ban-Regierung al-Qaida Unterschlupf 
gewähre. In den folgenden Monaten 
beteiligten sich auch Deutschland 
und weitere NATO-Staaten an der 
Invasion und Besetzung des Landes. 

Im Inneren erweiterten die USA mit 
dem „Patriot Act“ die Überwachungs- 
und Ermittlungsbefugnisse von FBI 
und NSA. Ebenso errichteten sie auf 
dem Marinestützpunkt Guantanamo 
in Kuba ein außergerichtliches Ge-
fangenenlager. Deutschland weitete 
mit zwei Anti-Terror-Paketen eben-
falls die Befugnisse der Geheimdiens-
te aus, führte Rasterfahndungen ge-
gen muslimische Männer durch und 
verschärfte das Ausländer- und Auf-
enthaltsrecht. Der „War on Terror“ 
war der Ausgangspunkt einer jahre-

langen rassistischen Hetze und des 
Generalverdachts gegen arabische 
und muslimische Migrant:innen.

Das Greater  
Middle East Project

Die US-Regierung blieb jedoch nicht 
beim Afghanistankrieg stehen. Im 
März 2003 griff sie den Irak an und 
stürzte dort die Regierung von Sad-
dam Hussein. Die offizielle Begrün-
dung, die irakische Regierung habe 
Verbindungen zu al-Qaida und be-
sitze Massenvernichtungswaffen, er-
wies sich später als Lüge. Die eigent-
liche Strategie hinter den Kriegen in 
Afghanistan und dem Irak lieferte 
die Bush-Regierung beim G8-Gip-
fel im Juni 2004 mit der „Greater 
Middle East Initiative“ nach: Ihr 
Ziel war die politische Neuord-

nung Westasiens und Nordafrikas. 

Die Folgen dieser Strategie sind bis 
heute zu sehen: Allein die Kriege 
in Afghanistan und im Irak haben 
Schätzungen zufolge 500.000 Men-
schenleben gekostet.  Die USA besetz-
ten den Irak bis 2011. Die Besetzung 
Afghanistans, auch durch deutsche 
Truppen, hielt sogar zwanzig Jahre 
an. Nach dem Abzug überrannten die 
Taliban im August 2021 das Land und 
übernahmen wieder die Macht. Im 
Irak hatte die Auflösung der Armee 
und der staatlichen Strukturen durch 
die US-Besatzung ein Machtvakuum 
geschaffen, das ab 2006 zu einem Bür-
gerkrieg zwischen schiitischen und 
sunnitischen Kräften und zu einem 
Erstarken des iranischen Einflusses 
führte. Im Chaos des kriegszerstör-
ten Irak sowie später in Libyen, Sy-
rien und Jemen erstarkten regionale 
Ableger von al-Qaida und der Islami-
sche Staat (IS), in dem auch ehema-
lige Offiziere der irakischen Armee 
und Geheimdienste aufgingen. In 
Syrien ist mit der HTS heute sogar 
ein al-Qaida-Ableger an der Macht.

Während Osama bin Laden 2011 
von den USA in Pakistan getötet 
wurde und Chalid Scheich Moham-
med bis heute in Guantanamo sitzt, 
sind deren Nachfolger also weiter 
aktiv und zum Teil wieder Partner 
des Westens. Denn heute setzen die 
USA und Deutschland ihre Interes-
sen in Westasien nicht mehr gegen, 
sondern wieder im Bündnis mit den 
selbsternannten Gotteskriegern um. 
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Vor 25 Jahren entführten al-Qaida-Attentäter in den USA vier Passagierflugzeuge und flogen zwei von ihnen ins New 
Yorker World Trade Center. Die US-Regierung nahm den Anschlag zum Anlass für die Kriege in Afghanistan und im 
Irak. Deren Folgen zeichnen Westasien bis heute. - Ein Kommentar von Thomas Stark

25 Jahre Krieg und Terror


